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Zusammenfassung:  
Wegen knapper innerstädtischer Flächen ist die Ausweisung spezieller Flächen für Wohnmobilstellplät-

ze im direkten Umfeld der Altstadt schwierig. Aufgrund der bestehenden Infrastruktur und der Be-

triebsmöglichkeit durch den BVV hält die Verwaltung aufgrund der bestehenden Infrastruktur sowie 
der Möglichkeit der Koppelung an den Betrieb des Campingplatzes eine Ausweitung der bestehenden 

Wohnmobilstellplätze am Campingplatz hinsichtlich des Nutzungszeitraums über die bestehenden Be-

triebszeiträume (Winternutzung) für die sinnvollste Lösung. Im Hinblick auf die Investitionen der Stadt 
Tübingen in den nächsten Jahren und die vergleichsweise geringe Anzahl der potenziellen Nutzerinnen 

und Nutzer schlägt die Verwaltung jedoch vor, die Ausweitung des bestehenden Angebotes bis auf 

weiteres zurück zu stellen  
 

 

 
 

Ziel:  

Information des Gemeinderates über die Möglichkeiten zur Unterbringung von Wohnmobilisten 
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Bericht:  
 

1. Anlass / Problemstellung 

Die SPD-Gemeinderatsfraktion ersucht mit ihrem Antrag vom 03.11.2011 die Verwaltung ei-
ne Station für Wohnmobilstellplätze einzurichten. 

2. Sachstand 

Die Anforderungen an gute Wohnmobilstellplätze sind vielfältig und beeinflussen stark die 
Akzeptanz. Kriterien sind z.B.: gute Ausschilderung, An- und Abfahrbarkeit 24 Stunden täg-

lich (auch für große Wohnmobile > 7,5 t, bis 12 Länge und 3,65 m Höhe), Trinkwasser-

Entnahme- oder Anschlussmöglichkeit, Entsorgungsstation zur Entsorgung der Fäkalienkas-
setten/-tanks, Stromversorgung an jedem Stellplatz oder für mehrere gemeinsam, ebene 

Stellplätze, ausreichende Rangierflächen, Beleuchtung, Abfallentsorgung, Zentrumsnähe, gu-

te Anbindung an den ÖPNV, kurze Fußwege zu den innerstädtischen und/oder touristischen 
Zielen u.v.a.m. 

Die Anlage von Wohnmobilstellplätzen erfordert somit einen je nach Standort unterschiedlich 

hohen finanziellen Aufwand für die Infrastruktur sowie im weiteren Betrieb.  

Auf dem Gelände des Campingplatzes stehen derzeit etwa 8 Abstellmöglichkeiten mit den 

entsprechenden Infrastruktureinrichtungen während der Betriebszeiten (01. April bis 31. Ok-

tober) zur Verfügung. Wohnmobilisten haben im Allgemeinen einen hohen Anspruch an die 
angebotenen Plätze hinsichtlich Preisgestaltung, Lage und Ausstattung. Nach Auskunft des 

BVV sind diese daher auch nicht vollständig ausgelastet und werden alternativ auch mit 

„normalen“ Campingbesuchern belegt. 
 

Die Verwaltung ist der Auffassung, dass innerstädtisch keine Flächen für Wohnmobile reser-

viert werden sollten, da die zur Verfügung stehenden Flächen begrenzt sind und hier immer 
eine Nutzungskonkurrenz mit anderen Parkplatznutzern (Kundinnen und Kunden, Bewohne-

rinnen und Bewohner, etc.) besteht. Vor diesem Hintergrund kommen aus Sicht der Verwal-

tung im Wesentlichen zwei geeignete Plätze in Frage: Der Festplatz und eine Ausweitung der 
bestehenden Wohnmobilstellplätze auf einen ganzjährigen Betrieb im Bereich des Camping-

platzes. Andere bestehende Parkierungsflächen wie beispielsweise in Bebenhausen oder im 

Bereich der Reutlinger Wiesen sind aufgrund der deutlich schlechteren Einbindung in das 
städtische Umfeld weniger geeignet.     

In der Stellungnahme des BVV werden die wesentlichen Vor- und Nachteile der beiden 

Standorte aufgelistet. Die Verwaltung teilt die grundsätzlichen Aspekte des BVV. Auf dem 
Festplatz stehen alle erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen derzeit nur in der nord-

östlichen Ecke zwischen Freibad und Sportplätzen Erschließungseinrichtungen zur Verfü-

gung. Die Einrichtung der Infrastruktur wäre hier voraussichtlich mit einem höheren Auf-
wand verbunden. Darüber hinaus könnten an dieser Stelle nachteilige Überschneidungen mit 

möglichen Messenutzungen erfolgen, da der Standort in dem für Messen relevanten Bereich 

liegt. Da eine Umsetzung der Pläne über den Ausbau des Festplatzes derzeit kurzfristig nicht  
geplant ist, können hier auch keine Synergien bei Baukosten oder der Neuorganisation von 

Flächen erreicht werden. Darüber hinaus ist in diesem Bereich das Thema soziale Kontrolle 

(Vandalismusschäden) und Betrieb nur mit einem höheren Aufwand von städtischer Seite zu 
bewerkstelligen. Die KST hat sehr deutlich eine Betreuung von entsprechenden Einrichtun-

gen mit dem derzeitigen Personal abgelehnt.  

 
Ein Ausbau der bestehenden Wohnmobilplätze am Campingplatz hätte dagegen den Vorteil, 

dass er zumindest über einen wesentlichen Teil des Jahres im Zusammenhang mit dem be-
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stehenden Campingplatz bewirtschaftet werden könnte und sich daher insbesondere beim 
Betrieb Synergien ergeben würden. Die Wohnmobilisten könnten die bestehende Infrastruk-

tur des Campingplatzes zumindest in den Sommermonaten nutzen. Für eine Nutzung der 

Plätze über die Betriebszeiten des Campingplatzes hinaus müssten zum Einen die Leitungen 
frostfrei verlegt werden und eine spezifische Zugangsregelung unter Abtrennung der restli-

chen Flächen eingerichtet werden (Schrankenanlage). 

Für eine Vergrößerung der Anzahl müsste das bestehende Bootshaus verlagert werden, da 
im Campingplatz keine Flächenreserven mehr zur Verfügung stehen. 

3. Vorgehen der Verwaltung 

Die Verwaltung hält den hohen Aufwand zur Einrichtung von zusätzlichen ganzjährig 
betreibbaren Wohnmobilplätzen im Hinblick auf die Investitionen der Stadt Tübingen in den 

nächsten Jahren und die Anzahl der potenziellen Nutzerinnen und Nutzer für zu hoch. Es 

wird daher vorgeschlagen, die Ausweitung des bestehenden Angebotes entsprechend zurück 
zu stellen.  

4. Lösungsvarianten 

Sofern der Gemeinderat die Ausweitung des Angebotes in den künftigen Haushaltsberatun-
gen diskutieren möchte, wird die Verwaltung Aufwand und Kosten entsprechend zusammen-

stellen und zu den Beratungen zur Verfügung stellen. 

5. Finanzielle Auswirkungen 
Die Kosten für Herstellung und Ausstattung sind noch nicht ermittelt. Es ist aber davon aus-

zugehen, dass je nach Umfang der Maßnahme Kosten in einer Größenordnung von über 

100.000 € entstehen werden. Dazu kommen Aufwendungen für den laufenden Betrieb, der 
nach einer ersten Einschätzung in sich nicht wirtschaftlich sein wird. Da sich der BVV nicht in 

der Lage sieht, die Investitions- und laufenden Kosten einer Verbesserung zu tragen, müsste 

im weiteren Verfahren über Betrieb und Kostenträgerschaft mit dem BVV verhandelt werden. 

6. Anlagen 

Anlage 1: Stellungnahme des Bürger- und Verkehrsvereins 

 














